
Aktenzeichen; 3 AZR 374/96
Bundesarbeitsgericht 3. Senat Urteil vom 13. Mai 1997

- 3 AZR 374/96 -
I. Arbeitsgericht 

Freiburg Urteil vom 20. Juli 1995 
- 10 Ca 59/95 -

II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 14. Mai 1996
Baden-Württemberg (Freiburg) - 10 Sa 117/95 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst - Fleischbeschau- tierärzte

«

' Gesetz:
BetrAVG § 1 Gleichbehandlung; GG Art. 3 Abs. 1; Tarifvertrag über die Regelung der Rechtsverhältnisse der nicht vollbe­
schäftigten amtlichen Tierärzte und Fleischkontrolleure in 
öffentlichen Schlachthöfen und in Einfuhruntersuchungsstellen 
(TV Ang iÖS) § 20, § 20 a; Gesetz zur Eingliederung der 
Staatlichen Veterinärämter, zur Aufhebung der Staatlichen Ge­sundheitsämter, zur Übertragung von Aufgaben der Ämter für 
Wasserwirtschaft und Bodenschutz auf untere Verwaltungsbehör­
den sowie zur Bereinigung fleischhygiene- und lebensmittel- 
rechtlicher Zuständigkeiten (Sonderbehörden-Eingliederungsge- 
setz) des Landes Baden-Württemberg vom 12. Dezember 1994 
Art. 1, Art. 3, Art. 6 § 2 und § 3; ZPO § 256

Leitsätze:

K e i n e

Hinweis des Senats: Parallelsache zu - 3 AZR 66/96 -, zur 
Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen.
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3 AZR 374/96
10 Sa 117/95 Baden-Württemberg (Freiburg)

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
13. Mai 1997

U r t e i l
Bittner,
Amts inspektor
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 13. Mai 1997 durch den Vorsitzen­
den Richter Dr. Heither, die Richter Bepler und Dr. Mikosch 
sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Schmidt und Arntzen für 
Recht erkannt?
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1. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg 
vom 14. Mai 1996 - 10 Sa 117/95 - wird zurück­
gewiesen .

2. Die Beklagte trägt die Kosten der Revision.
V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  s

Die Parteien streiten darum, ob die beklagte Stadt ver­
pflichtet ist, dem Kläger im Versorgungsfall Leistungen der be­
trieblichen Altersversorgung zu verschaffen.

Der Kläger ist am 6. Dezember 1957 geboren. Er ist prakti­
scher Tierarzt und betreibt eine eigene Praxis. Seit dem 1. April 
1985 war er als nicht vollbeschäftigter Angestellter - Fleischbe­
schautierarzt - im Städtischen Schlachthof der beklagten Stadt 
beschäftigt. Nach § 2 des letzten Arbeitsvertrages der Parteien 
vom 21. März 1986 richtet sich das Arbeitsverhältnis nach dem Ta­
rifvertrag über die Regelung der Rechtsverhältnisse der nicht 
vollbeschäftigten Fleischbeschautierärzte, Fleischbeschauer und 
Trichinenschauer in öffentlichen Schlachthöfen vom 1. April 1969 
und den diesen ergänzenden oder ändernden Tarifverträgen. § 20 
dieses Tarifvertrages lautete bis zum 31. Dezember 1996:
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3

"Zusätzliche Alters- und
Hinterbliebenenversorgung

Der Angestellte ist nach Maßgabe des Versorgungs­
tar if Vertrages zu versichern, der für die unter 
den BAT fallenden Angestellten des Arbeitgebers 
gilt, wenn und solange er in dem jeweils vorange­
gangenen Kalenderjahr Stundenvergütungen für min­
destens 1000 Stunden erhalten hat. Die Zahl der 
Stunden nach Satz 1 ist dadurch zu ermitteln, daß 
die Bezüge (Vergütung, Krankenbezüge, Kranken­
geldzuschuß und UrlaubsVergütung) des jeweils 
vorangegangenen Kalenderjahres durch die für den 
Angestellten am 31. Dezember des vorangegangenen 
Kalenderjahres maßgebende Stundenvergütung ge­
teilt werden."

Während seiner Tätigkeit für die Beklagte erhielt der Kläger 
im Jahr jeweils weniger als die Stundenvergütung für mindestens 
1.000 Arbeitsstunden. Eine Ausnahme galt nur für das Jahr 1991, 
in welchem der Kläger 1.042,05 Stunden bezahlt erhielt. Im Hin­
blick darauf wandte sich der Kläger mit Schreiben vom 13. März 
1992 an die Beklagte und bat darum "trotz Überschreitung der Ein­
kommensgrenze 1992 von der Versicherung nach Maßgabe des Vorsor- 
gungs- und Tarifvertrages (§ 20 des Tarifvertrages vom 1. April 
1969) abzusehen" und beantragte "gleichzeitig die Weiterzahlung 
des Beitragszuschusses gern. § 20 a des Tarifvertrages vom 
1. April 1969". Die angesprochene Tarifnorm lautete bis zum 
31. Dezember 1996s

"Zuschuß zu den Beiträgen zu berufsständischen 
Versorgungseinrichtungen im Sinne des § 6 Abs. 
1 Nr. 1 SGB VI und Lebensversicherungen
(1) Für den Angestellten, der nicht nach § 20 
zu versichern und der als Mitglied einer be­
ruf sständischen Versorgungseinrichtung von der 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung befreit ist, richtet sich die 
Beteiligung des Arbeitgebers am Beitrag zur

4
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

berufsständischen Versorgungseinrichtung nach 
§ 172 Abs. 2 SGB VI.

Nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts ist das 
Arbeitsverhältnis des Klägers mit Wirkung vom 1. Januar 1996 im 
Hinblick auf das Sonderbehörden-Eingliederungsgesetz des Landes 
Baden-Württemberg vom 12. Dezember 1994 (GBl. 1994, S. 653 ff.) 
auf den Ortenau-Kreis übergegangen. Bis dahin war der Kläger der 
einzige bei der beklagten Stadt angestellte Tierarzt.

Der Kläger hat den Standpunkt eingenommen, § 20 des Tarif­
vertrages verstoße gegen Art. 3 Abs. 1 GG und § 2 BeschFG. Auch 
bei unterhälftig beschäftigten Teilzeitkräften bestehe ein Ver­
sorgungsbedarf . Eine Gruppenbildung allein nach dem Umfang der 
Teilzeitarbeit sei sachlich nicht gerechtfertigt.

Der Kläger hat zuletzt beantragt

festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet ist, 
dem Kläger die Versorgungsleistungen zu verschaf­
fen, die ihm zustünden, wenn er seit dem 1. April 
1985 bis einschließlich 31. Dezember 1995 bei der 
kommunalen Zusatzversorgungskasse bzw. der Ver­
sorgungsanstalt des Bundes und der Länder versi­
chert gewesen wäre.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
die Klage für unzulässig gehalten. Im übrigen habe sie dem Kläger 
nie die Verschaffung einer Zusatzversorgung versprochen. § 20 des 
Tarifvertrages habe Angestellte wie den Kläger zu Recht aus der 
Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst ausgenommen. Die Tarif­
vertragsparteien seien davon ausgegangen, daß nicht vollbeschäf-
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tigte Fleischbeschautierärzte regelmäßig über eine eigene Praxis 
verfügten, so daß es sich bei dem Arbeitsverhältnis typischerwei­
se nur um eine nebenberufliche Beschäftigung handele. Die eigent­
liche Erwerbs- und Existenzgrundlage sei die freiberufliche Tä­
tigkeit. Hierin liege ein ausreichender sachlicher Differenzie­
rungsgrund. Die Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes schei­
de schon deshalb aus, weil bei der Beklagten kein Tierarzt be­
schäftigt werde, den sie aufgrund von § 20 des Tarifvertrages zur 
Zusatzversorgungskasse angemeldet habe. Schließlich stehe dem 
geltend gemachten Anspruch des Klägers auch dessen Schreiben vom 
13. März 1992 entgegen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die Beru­
fung des Klägers hat das Landesarbeitsgericht die vom Kläger zu­
letzt beantragte Feststellung getroffen. Die Beklagte strebt mit 
ihrer Revision die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Ur­
teils an.

c%
E n t s c h e i d u n q s a r f i n d e  s

Die Revision der Beklagten hat keinen Erfolg.

A. Die Revision der Beklagten ist zulässig. Sie ist statthaft, 
obwohl das Landesarbeitsgericht die Revision nur in den Entschei­
dungsgründen zugelassen hat. Es hat insoweit ausgeführt, die Kam­
mer habe bereits in der Berufungsverhandlung darauf hingewiesen, 
daß im Hinblick auf die zu entscheidenden Rechtsfragen die Revi­
sion wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassen werde. Allerdings
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sei die Revisionszulassung nicht in den Urteilstenor, der am Ende 
des Sitzungstages verkündet worden sei, aufgenommen worden.

Wie die anschließende Inbezugnahme des Urteils des Bundesar­
beitsgerichts vom 23. November 1994 (BAGE 78, 294 = AP Nr. 27 zu 
S 72 ArbGG 1979) zeigt, will das Landesarbeitsgericht damit zum 
Ausdruck bringen, daß es die Verkündung der von ihm beschlossenen 
Revisionszulassung nur versehentlich unterlassen habe. Damit ist 
die Revision auch nach dem gegenüber der Rechtsprechung des 
Ersten Senats (Urteil vom 31. Oktober 1995 - 1 AZR 372/95 - AP 
Nr. 29 zu § 72 ArbGG 1979) strengeren Maßstab statthaft, den der 
Vierte Senat in dem angezogenen Urteil aufgestellt und im Urteil 
vom 10. Juli 1996 (- 4 AZR 139/95 - AP Nr. 29 zu §§ 22, 23 BAT 
Sozialarbeiter) bestätigt hat.

B. Die Revision der Beklagten ist aber unbegründet. Das Landes­
arbeitsgericht hat dem Klageantrag zu Recht stattgegeben.

I. Die Klage ist zulässig. Der Kläger hat für seinen Antrag das 
erforderliche besondere Feststellungsinteresse nach § 256 ZPO. 
Nachdem die Beklagte bestreitet, daß sie dem Kläger wegen seiner 
Tätigkeit für sie Versorgungsansprüche verschaffen muß, ist die 
Rechtslage für den Kläger unsicher geworden. Es besteht für ihn 
ein Bedürfnis, sie alsbald zu klären. Es ist für ihn schon vor 
Eintritt des Versorgungsfalles wichtig zu wissen, welche Versor­
gungsansprüche ihm später zustehen werden. Vom Umfang seiner Ver­
sorgungsansprüche hängt es ab, inwieweit Versorgungslücken ent­
stehen, die möglicherweise durch private Vorsorgemaßnahmen ge-
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- 7 -

schlossen werden müssen (vgl. zuletzt BAG Urteil vom 27. Februar 
1996 - 3 AZR 886/94 - AP Nr. 28 zu § 1 BetrAVG Gleichbehandlung, 
zu A III 2 der Gründe, auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen 
Sammlung vorgesehen).

II. Die Klage ist auch begründet. Die Beklagte muß dem Kläger im 
Versorgungsfall - ggf. in Ergänzung zu anderweit erdienten Ver­
sorgungsansprüchen - die Versorgungsleistungen verschaffen, die 
ihm zustünden, wenn sie den Kläger zwischen dem 1. April 1985 und 
dem 31. Dezember 1995 bei der Versorgungsanstalt des Bundes und 
der Länder versichert hätte. Dieser Anspruch ergibt sich aus § 20 
des im Arbeitsvertrag in bezug genommenen Tarifvertrages über die 
Regelung der Rechtsverhältnisse der nicht vollbeschäftigten amt­
lichen Tierärzte und Fleischkontrolleure in öffentlichen 
Schlachthöfen und in Einfuhruntersuchungsstellen (TV Ang iöS) in 
der bis zum 31. Dezember 1996 geltenden Fassung.

1. Nach dem Wortlaut dieser Tarifnorm hat der Kläger keinen An­
spruch auf Verschaffung einer Zusatzversorgung für die Beschäfti­
gungszeiten bei der Beklagten. Nach § 20 TV Ang iöS in der bis 
zum 31. Dezember 1996 geltenden Fassung waren nur solche nicht 
vollbeschäftigte amtliche Tierärzte bei der Versorgungsanstalt 
des Bundes und der Länder zu versichern, die im vorangegangenen 
Kalenderjahr eine Stundenvergütung für mindestens 1.000 Arbeits­
stunden erhalten hatten. Diese Voraussetzung erfüllte der Kläger 
mit Ausnahme eines Jahres unstreitig nicht.

2. § 20 TV Ang iöS a.F. ist aber wegen Verstoßes gegen Art. 3 
Abs. 1 GG nichtig, soweit er die mehr als geringfügig beschäftig-
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8

ten Angestellten aus der Zusatzversorgung für den öffentlichen 
Dienst ausnimmt. Der Anspruch des Klägers ergibt sich aus der 
verbleibenden Grundnorm des § 20 TV Ang iöS. Dabei besteht für 
den Kläger nur ein Verschaffungs-, nicht ein Versicherungsan­
spruch, weil die Satzung der VBL derzeit eine Versicherung für 
den in § 20 TV Ang iöS aus dem Versorgungswerk ausgenommenen Per­
sonenkreis nicht vorsieht.

a) Tarifvertragliche Differenzierungen sind am Maßstab des 
Art. 3 Abs. 1 GG zu überprüfen. Der allgemeine Gleichheitssatz 
ist Teil der objektiven Wertordnung, die als verfassungsrechtli­
che Grundentscheidung für alle Bereiche des Rechts Geltung bean­
sprucht (BVerfGE 21, 362, 371 f. = AP Nr. 9 zu § 1542 RVO, zu
B II 3 a der Gründe). Er ist auch von den Tarifvertragsparteien 
zu beachten. Art. 9 Abs. 3 GG steht dem nicht entgegen. Die Ta­
rifvertragsparteien haben mit der Tarifautonomie die Befugnis 
erhalten, wie der Gesetzgeber Rechtsnormen zu schaffen. Sie müs­
sen sich auch wie der Gesetzgeber an die zentrale Gerechtig- 
keitsnorm des Art. 3 Abs. 1 GG halten (vgl. u.a. BVerfGE 21, 362, 
371 f. = AP Nr. 9 zu § 1542 RVO, zu B II 3 a der Gründe; BAGE 42, 
217, 220 = AP Nr. 124 zu Art. 3 GG, zu II der Gründe; BAGE 71,
29, 35 = AP Nr. 18 zu § 1 BetrAVG Gleichbehandlung, zu B I 2 a 
der Gründe; BAGE 79, 236, 242 = AP Nr. 26 zu § 1 BetrAVG Gleich­
behandlung, zu B II 2 a der Gründe).

b) Der tarifvertragliche Ausschluß von unter den Geltungsbe­
reich des TV Ang iöS fallenden Angestellten aus der Zusatzversor­
gung im öffentlichen Dienst, wenn sie jährlich aus ihrer Tätig-
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keit ein Entgelt für weniger als 1.000 Arbeitsstunden erzielen, 
verstößt gegen den Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG.

aa) Die Tarifvertragsparteien differenzieren bei ihrer Regelung 
nicht danach, ob Teilzeit- oder Vollzeitarbeit geleistet wurde. 
Sie stellen auf den Umfang der Teilzeitarbeit ab. Dabei ent­
spricht die tarifliche Regelung für den persönlichen Geltungsbe­
reich des TV Ang iöS im wesentlichen der Regelung, wie sie der 
Bundes-Angestelltentarifvertr^g bis zum 31. Dezember 1987 in § 3 
Buchst, q vorgenommen hat: Danach waren aus dem Geltungsbereich 
des BAT und damit auch aus dem Geltungsbereich des Versorgungs-TV 
solche Angestellte ausgenommen, die weniger als die Hälfte der 
regelmäßigen Arbeitszeit eines entsprechenden vollbeschäftigten 
Angestellten zu leisten hatten. Dem entspricht für die unter den 
Geltungsbereich des TV Ang iöS fallenden unregelmäßig beschäftig­
ten Angestellten die dort festgelegte 1.000-Stunden-Grenze. Die 
späteren Änderungen im Bereich des BAT zum 1. Januar 1988 und 
1. April 1991 haben die Tarifvertragsparteien des TV Ang iöS 
nicht mehr nachvollzogen.

bb) Die Differenzierung bei der Einräumung von Zusatzversor­
gungsansprüchen allein nach dem Umfang der Teilzeitarbeit ist 
sachlich nicht gerechtfertigt, soweit es um die Benachteiligung 
von mehr als nur geringfügig i.S. von § 8 SGB IV beschäftigten 
Angestellten geht. Dies hat der Senat in einer Vielzahl von ver­
öffentlichten Entscheidungen zum BAT und zu den Tarifverträgen 
der Deutschen Bundespost im einzelnen begründet (BAGE 79, 236 = 
AP Nr. 26 zu § 1 BetrAVG Gleichbehandlungj Urteil vom 16. Januar
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1996 - 3 AZR 767/94 - AP Nr. 222 zu Art. 3 GG; Urteil vom 27. Fe­
bruar 1996 - 3 AZR 886/94 - AP Nr. 28 zu § 1 BetrAVG Gleichbe­
handlung, auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung 
vorgesehen; Urteil vom 12. März 1996 - 3 AZR 993/94 - AP Nr. 1 zu 

r § 24 TV Arb Bundespost). Auf zusätzliche Gesichtspunkte hat die 
Beklagte in diesem Zusammenhang nicht hingewiesen.

cc) Die Ungleichbehandlung kann entgegen der Auffassung der Be­
klagten auch nicht damit gerechtfertigt werden, daß es sich bei 
den nicht vollbeschäftigten Fleischbeschautierärzten, die aus dem (
Kreis der Anspruchsberechtigten ausgenommen worden sind, typi­
scherweise um Angestellte handelt, die in den öffentlichen 
Schlachthöfen nur einer Nebentätigkeit nachgehen.

(1) Dabei kann dahinstehen, ob die Beklagte sich überhaupt auf 
einen solchen Differenzierungsgrund berufen kann. Es ist nämlich 
zweifelhaft, ob die Tarifvertragsparteien zwischen einer Haupt­
oder einer Nebenbeschäftigung unterscheiden wollten. Sie haben in 
§ 9 TV Ang iöS eine für alle in den Geltungsbereich des Tarifver­
trages fallenden Angestellten unabhängig vom Umfang ihrer Be­
schäftigung geltende Bestimmung über das Verhältnis der tarifli­
chen Tätigkeit zu einer sonstigen beruflichen Tätigkeit getrof­
fen. Die Tarifvertragsparteien gehen mithin bei allen Angestell­
ten von einer anderweitigen beruflichen Tätigkeit aus.

(2) Auch wenn man davon ausgeht, daß der Tarifvertrag danach 
differenzieren wollte, ob der Arbeitnehmer für seinen Arbeitgeber 
hauptberuflich oder nebenberuflich tätig war, führt dies nicht
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zur sachlichen Rechtfertigung der vorgenoiranenen Ungleichbehand­
lung. Der Ausschluß von nebenberuflich tätigen Arbeitnehmern aus 
der betrieblichen Altersversorgung ist willkürlich.

Der Zweck der im Tarifvertrag vorgesehenen Leistungen be­
steht darin, zur Versorgung der Arbeitnehmer im Alter beizutra­
gen. In der Regel soll auch die Betriebstreue gefördert und be­
lohnt werden. Im Zusammenhang mit diesen Zwecken ergeben sich 
mögliche Rechtfertigungen für,eine Ungleichbehandlung. So kann 
sachlicher Grund für eine Differenzierung ein typischerweise un­
terschiedlicher Versorgungsbedarf sein. Es kann auch sachlich ge­
rechtfertigt sein, die Betriebstreue bestimmter Arbeitnehmergrup­
pen besonders zu belohnen, um sie durch die in Aussicht stehende 
Versorgungsleistung enger an das Unternehmen zu binden. Es gibt 
aber keinen billigenswerten Grund, einen Arbeitnehmer allein des­
halb, weil er noch einer anderen beruflichen Tätigkeit nachgeht, 
aus der betrieblichen Altersversorgung auszunehmen. Es geht 
schließlich darum, dem Arbeitgeber als Gegenleistung für Arbeits­
leistung und Betriebstreue eine über die sozialversicherungs- 
rechtliche Grundsicherung hinausgehende Versorgung zu gewährlei­
sten. Der für diese Zusatzversorgung maßgebliche Versorgungsbe­
darf ergibt sich aus dem Lebensstandard des Begünstigten vor Ein­
tritt in den Ruhestand. Jede betrieblich versprochene Versor­
gungsleistung verringert die Lücke, die sich mit dem Eintritt des 
Versorgungsfalles zwischen dem durch die letzten Bezüge als akti­
ver Arbeitnehmer begründeten Lebensstandard und der sozialversi­
cherungsrechtlichen Grundversorgung auftut. Auch ein Zweitberuf, 
der nur um eines Zusatzverdienstes willen ausgeübt wird, beein-
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flußt den Lebensstandard des Arbeitnehmers und den im Ruhestand 
bestehenden Versorgungsbedarf mit (vgl. Urteil des Senats vom 
22. November 1994 - BAGE 78, 288 = AP Nr. 24 zu § 1 BetrAVG 
Gleichbehandlung, in dem es um die Anwendung des allgemeinen ar­
beitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatzes ging).

Der Senat hat diesen Grundsatz bei der Anwendung des allge­
meinen Gleichbehandlungsgrundsatzes entwickelt (vgl. Urteil vom 
22. November 1994, aaO). Der Fünfte Senat des Bundesarbeitsge­
richts hat sich in seinen Urteilen vom 1. November 1995 (- 5 AZR 
84/94 - AP Nr. 45 zu § 2 BeschFG 1985, auch zur Veröffentlichung 
in der Amtlichen Sammlung vorgesehen, und - 5 AZR 880/94 - AP 
Nr. 46 zu § 2 BeschFG 1985) dieser Rechtsprechung für das laufen­
de Entgelt angeschlossen. Der Grundsatz muß aber auch gelten, so­
weit es um tarifvertragliche Differenzierungen bei der betriebli­
chen Altersversorgung geht. Auch hier ist der Umstand, daß die 
Tätigkeit als Nebentätigkeit ausgeübt wird, kein sachlich recht­
fertigender Grund dafür, die betreffenden Arbeitnehmer von der 
betrieblichen Zusatzversorgung auszuschließen.

dd) Die Ungleichbehandlung kann auch nicht mit dem im Bereich 
der Fleischbeschau geltenden unterschiedlichen Entgeltsystem ge­
rechtfertigt werden. Das Urteil des Senats vom 17. Oktober 1995 
(- 3 AZR 882/94 - AP Nr. 132 zu § 242 BGB Gleichbehandlung) steht 
dem nicht entgegen. Dort ging es um den generellen Ausschluß von 
Fleischbeschautierärzten außerhalb öffentlicher Schlachthöfe aus 
der zusätzlichen Altersversorgung im öffentlichen Dienst. Diese 
Angestellten erhalten nach dem Tarifvertrag über die Regelung der
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Rechtsverhältnisse der amtlichen Tierärzte und Fleischkontrolleu­
re außerhalb öffentlicher Schlachthöfe ausschließlich Stückvergü­
tung. Dadurch haben die dort tätigen Fleischbeschautierärzte die 
Möglichkeit, höhere Verdienste je Arbeitsstunde zu erzielen oder 
ihre Tätigkeit im öffentlichen Dienst nach ihrem zeitlichen Um­
fang zu verdichten und sich so Freiräume für ihre freiberufliche 
Tätigkeit zu verschaffen. Diese Besonderheit hat der Senat als 
ausreichende sachliche Rechtfertigung für deren generellen Aus­
schluß aus der Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst angesehen.

Entsprechende Gestaltungsmöglichkeiten haben die Fleischbe­
schautierärzte, die in öffentlichen Schlachthöfen tätig sind, 
nicht. Sie erhalten keine Stückvergütung, sondern für jede ange­
ordnete und geleistete Arbeitsstunde einen bestimmten festen 
Stundensatz. Damit steht mit dem zeitlichen Umfang der im öffent­
lichen Schlachthof zurückgelegten Arbeitszeit fest, welche Vergü­
tung der angestellte Tierarzt dort verdient hat und welche Ar­
beitszeit ihm verbleibt, um sie im Rahmen seiner freien Tierarzt­
praxis zu verwerten. Damit befindet sich ein in einem öffentli­
chen Schlachthof nicht vollbeschäftigter Angestellter im Grund­
satz in derselben Situation wie jede Teilzeitkraft. Eine Beson­
derheit ergibt sich nur daraus, daß sich die Arbeitszeit des An­
gestellten nach dem Arbeitsanfall richtet. Der Fleischbeschau­
tierarzt und die sonstigen nicht vollbeschäftigten Angestellten 
in diesem Bereich werden für ihre Tätigkeiten jeweils abberufen, 
soweit nicht feste Arbeitszeiten innerhalb der Woche vereinbart 
worden sind. Dabei kann es auch Vorkommen, daß ein Tierarzt einem 
Abruf durch die Schlachthofleitung nicht nachkommen kann und des-
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halb ein anderer Tierarzt gerufen werden muß, oder die Fleisch­
beschauzeit verlegt wird. Dieser Gesichtspunkt kann, wenn es um 
die Qualifikation eines Beschäftigten als Arbeitnehmer geht, von 
Bedeutung sein. Für das Entgelt einer Person, die nach dem ein­
deutigen Wortlaut des Arbeitsvertrages und der in bezug genomme­
nen Tarifverträge als Arbeitnehmer zu behandeln ist, kann sich 
daraus aber keine Rechtfertigung für eine unterschiedliche Ver­
gütung ergeben.

»

ee) Die tarifvertragliche Differenzierung kann auch nicht damit 
gerechtfertigt werden, daß die von der Zusatzversorgung ausge­
schlossenen Mitarbeiter bis zum 31. Dezember 1996 nach § 20 a 
TV Ang iöS einen Zuschuß zu den Beiträgen zu berufsständischen 
Versorgungseinrichtungen erhielten. Diese Beitragsleistung er­
setzt nur den bei gesetzlich versicherten Arbeitnehmern geschul­
deten Beitrag zur gesetzlichen Grundversorgung. Den Ausschluß der 
betreffenden Angestellten aus der Zusatzversorgung kann sie nicht 
rechtfertigen. Dies wird auch dadurch deutlich, daß nach § 15 
Versorgungs-TV auch die bei der VBL pflichtversicherten Ange­
stellten, die als Mitglied einer berufsständischen Versorgungs­
einrichtung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung befreit sind, einen Anspruch auf Zuschuß zu den 
dortigen Beiträgen haben.

3. § 20 TV Ang iöS a.F. ist nichtig, soweit er die unter den
TV Ang iöS fallenden Angestellten, die mehr als nur geringfügig 
beschäftigt sind, aus dem Zusatzversorgungswerk ausnimmt. Die an­
spruchsbegründende Grundnorm im übrigen ist rechtswirksam. Der
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Kläger kann sich deshalb hierauf stützen und verlangen, daß ihm 
im Versorgungsfall eine Zusatzversorgung verschafft wird, als 
wäre er während der Beschäftigungszeit bei der Beklagten bei der 
Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder versichert gewesen 
und würde dort weiterversichert.

Die tarifvertragliche Pflicht der Beklagten, und nicht etwa 
die Nichtigkeit der gegen den Gleichheitssatz verstoßenden gesam­
ten Versorgungsregelung, ergibt sich daraus, daß es sich hier nur 
um eine relativ kleine Personengruppe handelt, ln einem solchen 
Fall ist davon auszugehen, daß die Tarifvertragsparteien, hätten 
sie die Unzulässigkeit der von ihnen vorgenommenen Differenzie­
rung gekannt, nicht von dem Versorgungswerk im übrigen abgesehen, 
sondern den zu Unrecht benachteiligten Personenkreis in den Kreis 
der Versorgungsberechtigten aufgenommen hätten (so auch schon 
BAGE 79, 236, 246 ff. = AP Nr. 26 zu S 1 BetrAVG Gleichbehand­
lung, zu B III der Gründe).

Andererseits ist entgegen der von Wiedemann und Peters ver­
tretenen Auffassung (RdA 1997, 100, 101) für die Feststellung der 
Teilnichtigkeit nicht erforderlich, daß die Beklagte auch nicht 
vollbeschäftigte Fleischbeschautierärzte beschäftigt, die Vergü­
tung für mehr als 1.000 Stunden im Kalenderjahr erzielen und des­
halb zusätzlich versorgt werden. Bei der Prüfung eines Tarifver­
trages anhand des Gleichheitssatzes kommt es auf den Anwendungs­
bereich des Tarifvertrages, nicht auf das den Tarifvertrag anwen­
dende Unternehmen oder dessen Betrieb an (vgl. auch Senatsurteil 
vom 17. Oktober 1995 - 3 AZR 882/94 - AP Nr. 132 zu § 242 BGB
Gleichbehandlung)•
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4. Das Landesarbeitsgericht hat es zu Recht abgelehnt, aus dem 
Schreiben des Klägers vom 13. März 1992, in welchem dieser formu­
larmäßig die Weitergewährung des BeitragsZuschusses nach § 20 a 
des Tarifvertrages vom 1. April 1969 erbeten hat, einen An­
spruchsausschluß abzuleiten. Der Kläger ist bei dieser Erklärung 
erkennbar von der geschriebenen Rechtslage ausgegangen. Ein 
schätzenswertes Vertrauen der Beklagten darauf, der Kläger werde 
diese geschriebene Rechtslage in Zukunft nicht in Frage stellen, 
kann sich daraus nicht ergeben. Diese zutreffende Bewertung des 
Schreibens des Klägers durch das Landesarbeitsgericht greift die 
Revision zu Recht nicht an.

5. Die Beklagte ist für das auf die Zeit vom 1. April 1985 bis 
einschließlich 31. Dezember 1995 zeitlich begrenzte Begehren des 
Klägers auch passiv legitimiert. Sie war in diesem Zeitraum Ar­
beitgeberin des Klägers. Das Arbeitsverhältnis des Klägers ist 
weder nach § 613 a BGB, noch aufgrund einer sonstigen gesetzli­
chen Grundlage kraft Gesetzes auf den Ortenau-Kreis, der nunmehr 
Arbeitgeber des Klägers ist, übergegangen. Damit ist der Ortenau- 
Kreis auch nicht als Schuldner an die Stelle der Beklagten getre­
ten .

Hinsichtlich § 613 a BGB ergibt sich dies bereits daraus, 
daß die für den Bereich Fleischhygiene zuständigen Behörden von 
den Gemeinden auf die Landkreise nicht kraft Rechtsgeschäfts 
übergegangen sind, sondern aufgrund gesetzlicher Anordnung 
(Art. 1 in Verb, mit Art. 3 des Gesetzes zur Eingliederung der
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Staatlichen Veterinärämter, zur Aufhebung der Staatlichen Gesund 
heitsämter, zur Übertragung von Aufgaben der Ämter für Wasser­
wirtschaft und Bodenschutz auf untere Verwaltungsbehörden sowie 
zur Bereinigung fleischhygiene- und lebensmittelrechtlicher Zu­
ständigkeiten <Sonderbehörden-Eingliederungsgesetz> des Landes 
Baden-Württemberg vom 12. Dezember 1994 <GB1. 1994, S. 653 ff.*>',-

Aus Art. 6 § 3 in Verb, mit Art. 6 § 2 dieses Gesetzes er­
gibt sich zugleich, daß die Arbeitsverhältnisse der in diesen Be­
hörden Beschäftigten nicht kraft Gesetzes übergeleitet, sondern 
aufgrund rechtsgeschäftlicher Vereinbarungen weitergeführt werden 
sollen. Dabei sind bestimmte eng begrenzte Besitzstände vom neuen 
Arbeitgeber zu übernehmen. Hierzu gehören Versorgungsanwartschar- 
ten nicht (Art. 6 § 2 Abs. 2 Nr. 2 des Sonderbehörden-Eingliede- 
rungsgesetzes). Dies war auch nicht erforderlich, weil die versi 
cherungsförmige Ausgestaltung der Zusatzversorgung im öffentli­
chen Dienst bei einem Wechsel von einem öffentlichen Arbeitgeber 
zu einem anderen eine Fortsetzung des Versicherungsverhältnisses 
durch bloße Weiterzahlung der Umlage erlaubt. Es wird deshalb im 
Versorgungsfall festzustellen sein, welche Gesamtzusatzrente der 
Kläger erhalten hätte, wenn er von der Beklagten im Streitzeit­
raum bei der VBL versichert worden wäre.

Dr. Heither Mikosch Bepler
Schmidt Arntzen
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